
  

Anzug betreffend eidgenössischer Finanzausgleich – Geberkantone stärken 15.5071.01 
 

Der eidgenössische Finanzausgleich hat zum Ziel, strukturschwache Kantone durch die Umverteilung von 
Steuereinnahmen zu stärken. Trotz dem im Grundsatz unbestrittenen Ziel ist der aktuelle Finanzausgleich in 
letzter Zeit stark in die Kritik geraten. 

Die Budgets gewisser Kantone werden zum Teil bis zu 40% durch den Finanzausgleich bestritten. Hinzu kommen 
weitere direkte und indirekte Zahlungen/Bevorzugungen des Bundes an die strukturschwächeren Kantone (z.B. 
Landwirtschaftssubventionen, Militärstandorte, Wasserzinsen, Wirtschaftsförderung, etc.). Gesamthaft ist eine 
riesige Umverteilungs-Maschinerie entstanden, welche die urbanen Gebiete massiv zur Kasse bittet. 

Die Gewissheit der Nehmerkantone in der Mehrheit zu sein, ist für deren Gesprächsbereitschaft und die 
Bereitschaft dieser Kantone, sich finanziell zu verbessern nicht gerade förderlich. Verschiedene 
Kantonsregierungen und -Parlamente von Geberkantonen empfinden den eidgenössischen Solidaritätsgedanken 
deshalb massiv missbraucht. In gewissen Kantonen steht ein Zahlungsboykott zur Debatte, bzw. wurde dieser 
gar beschlossen. 

Die beiden Basler Kantone gehören ebenfalls zu den Geberkantonen. Sie bezahlen jährlich ca. 100 Mio. Franken 
in den Finanzausgleich. Aufgrund der aktuellen Mechanik ist zu erwarten, dass dieser Betrag in den nächsten 
Jahren sogar deutlich ansteigen wird. Gleichzeitig müssen in beiden Kantonen schmerzhafte Sparprogramme 
umgesetzt werden. Auch aus Sicht der beiden Basel ist deshalb der eidgenössische Finanzausgleich dringlich zu 
hinterfragen. Dazu braucht es endlich die Gesprächsbereitschaft der Nehmerkantone, welche diese bis jetzt 
hartnäckig verweigern. 

In diesem Zusammenhang wird die Regierung gebeten zu prüfen und zu berichten, mittels welcher Massnahmen 
die Gesprächsbereitschaft der Nehmerkantone zu einer substantiellen Revision des eidgenössischen 
Finanzausgleichs erhöht werden könnte. 

Ein gleich lautender Vorstoss wird im Landrat des Kantons Basellandschaft eingereicht. 
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